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Aus für Jamaika: Die Son-
dierungsgespräche von 
Union, FDP und Grünen 
über eine mögliche Jamai-
ka-Koalition sind geschei-
tert. Die Politiker aus der 
Region bewerten das 
unterschiedlich. Aber Ent-
täuschung ist zu spüren.
n Von Gert Ungureanu 

und Robert Huger

Zollernalbkreis. Mit »großer
Sorge« sieht es der CDU-
Wahlkreisabgeordnete Tho-
mas Bareiß: »Da hat man sich
aus der Verantwortung gezo-
gen. Die Gespräche wurden
nicht mit der nötigen Ernst-
haftigkeit angegangen. Da
wurde immer wieder Öl ins
Feuer gegossen.« Jetzt gebe es
verschiedene Varianten: »Ich
hoffe, dass die SPD sich doch
noch bewegt, sie trägt auch
eine Verantwortung für das
Land, und wir haben die ver-
gangenen vier Jahre erfolg-
reich zusammen regiert.« Eine
Minderheitsregierung wäre
nicht erfolgreich: »In schwieri-
gen Zeiten brauchen wir eine
Regierung, die handlungsfä-
hig ist.« Er selbst sei »schon
enttäuscht«, aber »es gibt
Grenzen, die Differenzen wa-
ren zu groß. Schade.« Neu-
wahlen? Dabei könnte das
Gleiche herauskommen wie
bei den letzten Wahlen, »und
dann stehen wir wieder da«.

»Das bringt unser Land 
in eine sehr, sehr
schwierige Situation«

Annette Widmann-Mauz
(CDU), Bundestagsabgeord-
nete für den Wahlkreis Tübin-
gen-Hechingen, ist vor allem
enttäuscht. »Weil ich glaube,
dass wir einen wichtigen
Schritt zu einer Regierung hät-
ten bewältigen können. Wir
standen ganz nahe am Durch-
bruch«, sagt sie. Umso unver-
ständlicher sei es, dass die
FDP den Verhandlungsort
verlassen hat. »Das bringt
unser Land in eine sehr sehr
schwierige Situation«, so Wid-
mann-Mauz weiter. Auf die
Ruhe und Stärke von Angela
Merkel komme es jetzt einmal
mehr an. »Neuwahlen müssen
die Ultima ratio sein«, ist sie
überzeugt. Zudem gebe es
eine Partei, die von Anfang an

nicht mitsprechen wollte.
»Auch wenn es einem partei-
politisch nicht passt: Erst
kommt das Land, dann die
Partei«, so Widmann-Mauz.
Man müsse sich immer daran
messen lassen, ob man die-
sem Anspruch gerecht wird. 

»Wir haben die Notbremse
gezogen«, sagt Dirk Mrotzeck,
FDP-Bundestagskandidat im
Wahlkreis Zollernalb-Sigma-
ringen. Was gefehlt habe, sei
eine sachliche Basis gewesen:
»Da muss sich jeder an die
eigene Nase fassen.« Noch sei
nicht aller Tage Abend. Man
dürfe die Regierungsbildung
nicht torpedieren, müsse
konstruktiv für das Land
arbeiten. Falls es Neuwahlen
geben sollte, wolle er sich wie-
der zur Verfügung stellen. 

Der AfD-Kreisvorsitzende
und Landtagsabgeordnete
Stefan Herre kommentiert:
»Christian Lindner hat sich
auf diese Komödie eingelas-
sen, wohlwissend, dass es zu
keiner Einigung kommen
wird. Sein wahres Ziel war die
Schwächung der Union und
der Grünen.« Kanzlerin Ange-
la Merkel sei wieder die große

Verliererin. Von Neuwahlen
rät Herre ab: »Es ist ein Un-
ding, dass man die Verantwor-
tung an die Wähler ab-
schiebt.« In einer Minder-
heitsregierung sieht Herre
hingegen Chancen: »Künftig
jeden Vorschlag mit nachvoll-
ziehbaren Argumenten be-
gründen und um Zustim-
mung werben zu müssen, wä-
re vor allem für CDU und
CSU Neuland. Für unsere Ge-
sellschaft, die es verlernt hat,
zu diskutieren, zu argumen-
tieren und zu streiten, wäre es
ein Gewinn.«

Der SPD-Kreisverband Zoll-
ernalb sei im Zweifelsfall für
Neuwahlen, sagt der Kreisvor-
sitzende Alexander Maute. Er
bedauert den Abbruch der
Sondierungsgespräche in Ber-
lin. Die FDP habe neue Tatsa-
che geschaffen, die Politik sei
jetzt gefragt, darauf zu reagie-
ren. Vieles deute auf ein stra-
tegisch kalkuliertes Vorgehen
der FDP hin. Die Bürger wür-
den klare politische Verhält-
nisse erwarten: »Diesem
Wunsch muss man nun nach-
kommen.« Die SPD-Zollern-
alb begrüße mehrheitlich die

Aussagen ihres Bundesvorsit-
zenden Martin Schulz, wo-
nach die Partei grundsätzlich
nicht für eine große Koalition
zur Verfügung stehe. Eine
Minderheitsregierung könne
die dringende Fragen dieser
Zeit kaum lösen: »Wir brau-
chen eine starke Regierung,
die mit einem klaren Mandat
ausgestattet ist.« 

Martin Rosemann, SPD-
Bundestagsabgeordneter im
Wahlkreis Tübingen-Hechin-
gen, findet deutliche Worte
zum Scheitern der Koalitions-
verhandlungen. »Ich habe den
Eindruck, dass die FDP offen-
bar eine Truppe von Spielern
und Hasardeuren ist, die mit
den Bürgerinnen und Bürgern
zockt«, sagt er. Gescheitert sei
auch insbesondere Frau Mer-
kel, die es nicht geschafft ha-
be, in acht Wochen eine Kons-
tellation hinzubekommen, die
auf Landesebene durchaus zu-
stande gekommen sei. Zur
Frage nach einer großen Ko-
alition meint Rosemann: »Ich
meine, dass es zunächst ein-
mal bei denjenigen liegt, die
auch für das Scheitern verant-
wortlich sind. Man kann nicht

selber den Karren an die
Wand fahren und nach je-
mand Dritten rufen.« Deswe-
gen müssten Überlegungen
zu einer Minderheitsregie-
rung angestellt werden. Es ha-
be zwischen Union und FDP
oder Union und Grünen
durchaus Gemeinsamkeiten
gegeben. 

Erwin Feucht, Bundestags-
kandidat von Bündnis 90/Die
Grünen im Wahlkreis Zol-
lernalb-Sigmaringen, war von

den geplatzten Sondierungen
»etwas geschockt«: Jetzt stehe
man vor großen Herausforde-
rungen, aber Neuwahlen soll-
ten nur das »letzte Mittel«
sein. Die Möglichkeit, eine
Minderheitsregierung zu bil-
den, sollte geprüft werden.
Frank-Walter Steinmeier sei
jetzt »der wichtigste Mann im
Staat«. Im Falle von Neuwah-
len würde er sich noch einmal
zur Verfügung stellen, »wenn
meine Partei es will«.

»Mit staatspolitischer 
Verantwortung
hat das nichts zu tun«

Christian Kühn, Bundestags-
abgeordneter der Grünen im
Wahlkreis Tübingen-Hechin-
gen, sieht die FDP auf der
Flucht aus der Verantwor-
tung. »Es gab inhaltliche An-
näherungen. Deshalb ist das
umso unvorständlicher«, sagt
er. Die Grünen seien weit
über ihre Schmerzgrenze ge-
gangen. Dass es jetzt nicht
reicht, sei umso bitterer. »Was
die FDP gemacht hat, hat mit
staatspolitischer Verwantwor-
tung nichts zu tun. Sie haben
kalte Füße gekriegt«, so Kühn
weiter. Sie hätten nicht den
Mut aufgebracht, kompro-
missfähig zu sein. Aber das sei
das Wesen der Demokratie,
auch wenn es schmerzhaft ist.
Wie es nun weitergeht? »Man
muss eine Minderheitenregie-
rung in Erwägung ziehen«,
sagt Kühn. Neuwahlen seien
die schlechteste Option. Im
Zweifel gingen die Grünen
selbstbewusst in etwaige Neu-
wahlen: »Wir können nicht
einfach sagen, uns passt es
nicht, und dann soll neu ge-
wählt werden.«

Neuwahlen für viele die schlechteste Variante
Regierungsbildung | Politiker und Abgeordnete aus der Region reagieren auf das Scheitern der Jamaika-Koalitionsverhandlungen

»Das wird schwer«: So kommentierte der CDU-Bundestagsabgeordnete Thomas Bareiß (rechts) am Wahlabend in den Hartheimer
»Lammstuben« die anstehenden Koalitionsgespräche. Wie sich nun zeigt, hatte er Recht. Archivfoto: Maier

Zollernalbkreis (gu). Der
Landkreis setzt weiterhin auf
Energie- und Klimaschutz:
Das Qualitätsmanagementsys-
tem für Umwelt- und Klima-
schutz »European Energy
Award« (eea) wird in den Jah-
ren 2018 bis 2021 weiterge-
führt. Das hat der Kreistags-
ausschuss für Technik und
Umwelt beschlossen. Dafür
sind jährliche Kosten von
7500 Euro veranschlagt. Bei
einer erneuten Zertifizierung
im Jahr 2021 würden einma-
lig weitere 3000 Euro anfal-
len, bei einer Gold-Zertifizie-
rung einmalig 4000 Euro. Bei
erfolgreicher Zertifizierung
gibt es Zuschüsse vom Land.

Der Zollernalbkreis betei-
ligt sich bereits seit 2012 mit
Unterstützung der Ober-
schwäbischen Elektrizitäts-

werke (OEW) am eea-Prozess
für Landkreise und ist vor drei
Jahren erstmals durch einen
externen Auditor zertifiziert
worden – mit einem Erfül-
lungsgrad von damals 64 Pro-
zent. Beteiligt sind auch die
anderen OEW-Landkreise –
Ravensburg, Biberach, Sigma-
ringen, Bodenseekreis, Reut-
lingen, Rottweil, Freudenstadt
und Alb-Donau-Kreis. Betreut
wird das Projekt zentral durch
die Klima- und Energieagen-
tur Karlsruhe (KEA).

Bewertet werden dabei Ent-
wicklungsplanung und Raum-
ordnung, Kommunikation
und Kooperation, interne Or-
ganisation, Mobilität, Versor-
gung und Entsorgung sowie
kommunale (kreiseigene) Ge-
bäude und Anlagen. Insge-
samt können 337 mögliche

Punkte erzielt werden. Die
Hälfte davon (168,5) reicht
aus für das Label »European
Energy Award«. Um das Label
»Gold« zu erreichen, ist ein Er-
füllungsgrad von 75 Prozent
(252,8 Punkte) erforderlich.
Der Zollernalbkreis liegt der-
zeit bei 70,6 Prozent (238
Punkte). Besonders positiv
wurden durch den Auditor die
Aktivitäten im Bereich Ent-
wicklungsplanung mit Fort-
schreibung des Energie- und
Klimaschutzkonzepts sowie
die Schaffung einer Stelle für
einen Klimaschutzmanager
bewertet. Gut abgeschnitten
haben auch die Bereiche Ver-
und Entsorgung mit vorbildli-
chen Müllkonzepten zur Roh-
stoffsicherung sowie in der in-
ternen Organisation sowie der
Kommunikation und Koope-

ration mit einer Vielzahl von
Einzelmaßnahmen und Pro-
jekten.

Geplant ist ein regelmäßi-
ger Erfahrungsaustausch der
OEW-Landkreise mit dem
Ziel, festzustellen, wo man als
Landkreis in Sachen Energie-
und Klimaschutz steht und wo
es noch Nachholbedarf gibt.
Innerhalb des energiepoliti-
schen Arbeitsprogramms für

die nächsten Jahre soll unter
anderem ein Energiemaster-
plan erstellt und umgesetzt
werden; zudem soll die Ener-
gie- und CO2-Bilanz fortge-
schrieben werden, die Ener-
giestandards beim Bau oder
der Sanierung öffentlicher Ge-
bäude sollen wesentlich ver-
bessert werden, Nahverkehrs-
plan und Radwegekonzept,
Zollern- und Killertalbahn sol-

Zollernalbkreis will Energie- und 
Klimaschutzprojekt weiterführen
Umweltschutz | Vorgaben sind derzeit zu 70,6 Prozent erfüllt

len fortgeschrieben bezie-
hungsweise weiter verfolgt
werden, und im kommunalen
Bereich ist unter anderem die
Anschaffung von Elektrofahr-
zeugen geplant. Vor allem die
letztgenannten Punkte sind
besonders wichtig, denn im
Bereich Mobilität sind die vor-
gegebenen eea-Ziele im Zol-
lernalbkreis nur zu 65 Prozent
erreicht.

Die Energieagentur Zollernalb ist federführend bei der Umsetzung der eea-Ziele. Archivfoto: Ungureanu

Nach dem Scheitern der Ja-
maika-Sondierung stehen drei
Optionen im Raum. Doch was
wollen Sie, die Wähler? Ge-
schaltet ist unser TED am
Dienstag, 21. November, bis
Mitternacht. 
n  Die SPD soll über ihren
Schatten springen und erneut
eine große Koalition mit der
Union eingehen.
0180-400-3225-09-1* 

n  Neuwahlen: Wenn sich par-
tout keine stabile Koalition
zimmern lässt, sollen die
Wähler erneut entscheiden.
0180-400-3225-09-2* 

n  Versuch macht klug:
Schwarz-Gelb kann es ruhig
mal mit einer Minderheitsre-
gierung probieren.
0180-400-3225-09-3*
*0,20 EUR/Anruf Festnetz, Handy max. 0,42 EUR

TED-Umfrage

INFO


